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digen Handelskammer des Staates, in dem der Beklagte bei 
Stellung des Antrages, mit dem das Schiedsgericht angerufen 
wird, seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder seinen Sitz hat, 
oder an das Sonderkomitee wenden, dessen Zusammenset­
zung und dessen Verfahren in der Anlage zu diesem Über­
einkommen geregelt sind. Übt der Kläger die ihm in diesem 
Absatz eingeräumten Rechte nicht aus, so können diese vom 
Beklagten oder von den Schiedsrichtern ausgeübt werden.

(4) Der Präsident oder das Sonderkomitee kann, je nach den 
Umständen des ihm vorgelegten Falles, folgende Maßnahmen 
treffen:

a) den Einzelschiedsrichter, den Obmann des Schiedsgerichts, 
den Oberschiedsrichter oder den dritten Schiedsrichter be­
stellen;

b) einen oder mehrere Schiedsrichter ersetzen, die nach 
einem anderen als dem im Absatz 2 vorgesehenen Ver­
fahren bestellt worden sind;

c) den Ort bestimmen, an dem das Schiedsgerichtsverfahren 
durchgeführt werden soll; jedoch können die Schiedsrich­
ter einen anderen Ort wählen;

d) immittelbar oder durch Verweisung auf die Schiedsge­
richtsordnung eines ständigen Schiedsgerichts die von den 
Schiedsrichtern einzuhaltenden Verfahrensregeln festle­
gen, wenn nicht mangels einer Vereinbarung der Parteien 
über das Verfahren die Schiedsrichter dieses selbst fest­
gelegt haben.

(5) Haben die Parteien vereinbart, die Regelung ihrer Strei­
tigkeiten einem ständigen Schiedsgericht zu unterwerfen, ohne 
daß sie das ständige Schiedsgericht bestimmt haben, und 
einigen sie sich nicht über die Bestimmung des Schiedsgerichts, 
so kann der Kläger diese Bestimmung gemäß dem im Ab­
satz 3 vorgesehenen Verfahren beantragen.

(6) Enthält die Schiedsvereinbarung keine Angaben über 
die Art des Schiedsgerichts (ständiges Schiedsgericht oder 
Ad-hoc-Schiedsgericht), dem die Parteien' ihre Streitigkeit 
zu unterwerfen beabsichtigt haben, und einigen sich die Par­
teien nicht über diese Frage, so kann der Kläger von dem im 
Absatz 3 vorgesehenen Verfahren Gebrauch machen. Der Prä­
sident der zuständigen Handelskammer oder das Sonderkomi­
tee kann die Parteien entweder an ein ständiges Schiedsge­
richt verweisen oder sie auffordem, ihre Schiedsrichter inner­
halb einer von ihm festgesetzten Frist zu bestellen und sich 
innerhalb derselben Frist über die Maßnahmen zu einigen, 
die zur Durchführung des schiedsgerichtlichen Verfahrens er­
forderlich sind. In diesem letzten Fall sind die Absätze 2, 3 
und 4 anzuwenden.

(7) Ist ein Antrag der in den Absätzen 2, 3, 4, 5 und 6 vor­
gesehenen Art von dem Präsidenten der in diesen Absätzen 
bezedchneten Handelskammer innerhalb von 60 Tagen nach 
Eingang des Antrages nicht erledigt worden, so kann sich der 
Antragsteller an das Sonderkomitee wenden, damit dieses die 
Aufgaben übernimmt, die nicht erfüllt worden sind.

A r t i k e l  V 
Einrede der Unzuständigkeit des Schiedsgerichts

(1) Will eine Partei die Einrede der Unzuständigkeit des 
Schiedsgerichts erheben, so hat sie die Einrede, wenn diese 
damit begründet wird, die Schiedsvereinbarung bestehe 
nicht, sei nichtig oder sei hinfällig geworden, in dem Schieds­
gerichtsverfahren spätestens geichzeitig mit ihrer Einlassung 
zur Hauptsache vorzubringen; wird die Einrede damit begrün­
det, der Streitpunkt überschreite die Befugnisse des Schieds­
gerichts, so hat die Partei die Einrede vorzubringen, sobald 
der Streitpunkt, der die Befugnisse des Schiedsgerichts über­
schreiten soll, in dem Schiedsgerichtsverfahren zur Erörte­
rung kommt Wird die Einrede von den Parteien verspätet 
erhoben, so hat das Schiedsgericht die Einrede dennoch zuzu­
lassen, wenn die Verspätung auf einem vom Schiedsgericht 
für gerechtfertigt erachteten Grund beruht

(2) Werden die im Absatz 1 bezedchneten Einreden der Un­
zuständigkeit nicht in den dort bestimmten zeitlichen Gren­
zen erhoben, so können sie, sofern es sich um Einreden han­

delt die zu erheben den Parteien nach dem von dem Schieds­
gericht anzuwendenden Recht überlassen istim weiteren Ver­
lauf des Schiedsgerichtsverfahrens nicht mehr erhoben wer­
den; sie können auch später vor einem staatlichen Gericht 
in einem Verfahren über die Hauptsache oder über die Voll­
streckung des Schiedsspruchs nicht mehr geltend gemacht 
werden, sofern es sich um Einreden handelt die zu erheben 
den Parteien nach dem Recht überlassen ist welches das mit 
der Hauptsache oder mit der Vollstreckung des Schieds­
spruchs befaßte staatliche Gericht nach seinen Kollisionsnor­
men anzuwenden hat Das staatliche Gericht kann jedoch eine 
Entscheidung des Schiedsgerichts, in der festgestellt wird, daß 
die Einrede verspätet erhoben worden ist überprüfen.

(3) Vorbehaltlich einer dem staatlichen Gericht nach seinem 
Recht zustehenden späteren Überprüfung kann das Schieds­
gericht dessen Zuständigkeit bestritten wird, das Verfahren 
fortsetzen; es ist befugt über seine eigene Zuständigkeit und 
über das Bestehen oder die Gültigkeit der Schiedsver­
einbarung oder des Vertrages, in dem diese Vereinbarung ent­
halten ist zu entscheiden.

A r t i k e l  VI 
Zuständigkeit der staatlichen Gerichte

(1) Der Beklagte kann die Einrede der Unzuständigkeit die 
damit begründet wird, es liege eine Schiedsvereinbarung vor, 
in einem Verfahren vor einem staatlichen Gericht, das eine 
Partei der Schiedsvereinbarung angerufen hat nur vor oder 
gleichzeitig mit seiner Einlassung zur Hauptsache erheben, je 
nachdem, ob die Einrede der Unzuständigkeit nach dem Recht 
des angerufenen staatlichen Gerichts verfahrensrechtlicher 
oder materiellrechtlicher Natur ist; andernfalls ist die Einrede 
ausgeschlossen.

(2) Hat ein Gericht eines Vertragsstaates über das Beste­
hen oder die Gültigkeit einer Schiedsvereinbamng zu ent­
scheiden, so hat es dabei die Fähigkeit der Parteien nach dem 
Recht, das für sie persönlich maßgebend ist, und sonstige Fra­
gen wie folgt zu beurteilen:

a) nach dem Recht, dem die Parteien die Schiedsvereinba­
rung unterstellt haben;

b) falls die Parteien hierüber nichts bestimmt haben, nach 
dem Recht des Staates, in dem der Schiedsspruch ergehen 
soll;

c) falls die Parteien nichts darüber bestimmt haben, wel­
chem Recht die Schiedsvereinbarung unterstellt wird, 
und falls zu dem Zeitpunkt, zu dem das staatliche Ge­
richt mit der Frage befaßt ist, nicht vorausgesehen wer­
den kann, in welchem Staat der Schiedsspruch ergehen 
wird, nach dem Recht, welches das angerufene Gericht 
nach seinen Kollisionsnormen anzuwenden hat. Das an­
gerufene Gericht kann einer Schiedsvereinbarung die 
Anerkennung versagen, wenn die Streitigkeit nach sei­
nem Recht der Regelung durch ein Schiedsgericht nicht
unterworfen werden kann./

(3) Ist ein Schiedsgerichtsverfahren vor Anrufung eines 
staatlichen Gerichts eingeleitet worden, so hat das Ge­
richt eines Vertragsstaates, das später mit einer Klage wegen 
derselben Streitigkeit zwischen denselben Parteien oder mit 
einer Klage auf Feststellung daß die Schiedsvereinbarung 
nicht bestehe, nichtig oder hinfällig geworden sei, befaßt ist, 
die Entscheidung über die Zuständigkeit des Schiedsgerichts 
auszusetzen, bis der Schiedsspruch ergangen ist, es sei denn, 
daß ein wichtiger Grund dem entgegensteht

(4) Wird bei einem staatlichen Gericht ein Antrag gestellt, 
einstweilige Maßnahmen, einschließlich solcher, die auf eine 
Sicherung gerichtet sind, anzuordnen, so gilt dies weder als 
unvereinbar mit der Schiedsvereinbarung noch als Unterwer­
fung der Hauptsache unter die staatliche Gerichtsbarkeit

A r t i k e l  VII 
Anzuwendendes Recht

(1) Den Parteien steht es frei, das Recht zu vereinbaren, 
welches das Schiedsgericht in der Hauptsache anzuwenden
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